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absurde Strafmaße für Spio-
nage, die tatsächlich alles an-
dere als wirklich Spionage
war. Die Rechtsprechung der
DDR ist glücklicherweise Ge-
schichte, die Stalinsche Recht-
sprechung leider nicht. Wir
erinnern an das drakonische
Urteil gegen den Moskauer
Wissenschaftler Igor Sutya-
gin, der zu 15 Jahren Arbeits-
lager in Sibirien verurteilt
wurde. Auch das hatte interes-
santerweise lediglich mit der
Existenz von Atomwaffen zu
tun und nicht mit geheimen
technischen Details – und gar
nichts mit Spionage. Das Ur-
teil wurde auf Betreiben des
russischen Inlandsgeheim-
dienstes im April 2004 (!) ge-
fällt – also einige Zeit nach
Stalin.

Vanunu hat 18 Jahre im Ge-

Hamburg, Niedersachsen und
Schleswig-Holstein haben
sich darauf verständigt, an die
Haushalte im Umkreis von
zehn Kilometern um kern-
technische Anlagen Kalium-
jodidtabletten zu verteilen.
Das teilte das Kieler Innenmi-
nisterium am 5. April 2005
mit. Die Jodtabletten sollen –
sofern sie rechtzeitig einge-
nommen werden – verhindern,
daß die Schilddrüse radioakti-
ves Jod aufnimmt, das bei ei-
nem kerntechnischen Unfall
freigesetzt werden kann. Im
10-Kilometer-Radius um die
Atomkraftwerke Brunsbüttel,
Brockdorf und Krümmel le-
ben rund 128.500 Menschen
in etwa 47.000 Haushalten.

In einem Gebiet zwischen 10
und 25 Kilometern um die
Anlagen sollen die Tabletten
dagegen von den Gemeinden
vorrätig gehalten und erst im
Bedarfsfall verteilt werden,
erklärt das schleswig-holstei-

nische Innenministerium. Und
die Versorgung der Bevölke-
rung bis 100 Kilometer um
eine kerntechnische Anlage
werde „über sieben in der
Bundesrepublik eingerichtete
Zentrallager sichergestellt“.
Eines davon befinde sich in
Neumünster. Die Vorvertei-
lung der Jodtabletten finde in
Niedersachsen, Hamburg und
Schleswig-Holstein vom 20.
Juni bis 1. Juli 2005 statt und
zuvor werde die Bevölkerung
über die Presse informiert. Die
Haushalte im 10-Kilometer-
Radius um ein Atomkraftwerk
sollen Anfang Juni zusammen
mit ihrer Stromrechnung In-
formationen und einen Abhol-
schein erhalten. Gegen Vorla-
ge dieses Scheines erhalte
man dann die Jodtabletten in
seiner örtlichen Apotheke.

Bei einem kerntechnischen
Unfall ist die Einnahme der
Tabletten nur für Personen bis
zum 45. Lebensjahr vorgese-

hen. Für ältere Menschen über
45 Jahre sei das Risiko von
Nebenwirkungen größer als
die Schutzwirkung der Jod-
tabletten, heißt es. Jeder
Haushalt erhalte 20 Jod-
tabletten, die bei trockener
Lagerung unbegrenzt haltbar
seien. Die Kosten der Vertei-
lung tragen der Mitteilung zu-
folge die Kraftwerksbetreiber.

Kommentar
Die ungenügend vorbereitete
Jodprophylaxe ist ein seit
Jahrzehnten scharf kritisierter
Schwachpunkt des Katastro-
phenschutzes in der Umge-
bung kerntechnischer Anla-
gen. Die jetzt beschlossenen
Regelungen sind ein klein
wenig mehr als gar nichts,
aber weit entfernt von den tat-
sächlichen Erfordernissen.
Kann man in dem am besten
versorgten inneren Kreis von
10 Kilometern sicher davon
ausgehen, daß jeder Bürger
den Zettel an der Stromrech-
nung wirklich in Jodtabletten
für die Familie einlöst? Meh-
rere Katastrophenschutzübun-
gen haben die Katastrophe
belegt, daß eine Verteilung
von Jodtabletten von territo-
rialen Depots aus einfach
nicht funktioniert. Wer läuft
zu einem Zeitpunkt, wo man
zu Hause bei zugeklebten
Fenstern die Wolke vorbei-
ziehen lassen sollte, in der
Gegend herum, um Jodtablet-
ten zu verteilen oder irgendwo
abzuholen? Wer öffnet die
Apotheke, wo jedermann alles

In Großbritannien gelten der
Food Standards Agency zu-
folge, der für Lebensmittelsi-
cherheit zuständigen Behörde,
auch 19 Jahre nach der Reak-
torkatastrophe von Tscherno-
byl wegen der anhaltenden ra-
dioaktiven Verseuchung im-
mer noch restriktive Maßnah-

fängnis zugebracht, überwie-
gend in einer Einzelzelle. Im
vergangenen Jahr kam er end-
lich frei – aber mit strengen
Auflagen, Redeverbot mit
Ausländern, Ausreiseverbot
und anderes. Am Tag nach der
vorstehend dokumentierten
Rede von Jakob von Uexküll
vor Abgeordneten der Knesset
verkündete der israelische In-
nenminister Ophir Pines-Pas,
dass Vanunu auch in den
kommenden 12 Monaten das
Land nicht verlassen darf.

Wir wären froh, wenn wir si-
cher sein könnten, dass wir an
Vanunus Stelle Courage ge-
nug gehabt hätten, den Mund
aufzumachen. Für unbedingt
richtig und ohne jede Ein-
schränkung nachahmenswert
halten wir Vanunus Schritt an
die Öffentlichkeit. S.P.

Katastrophenplanung

Im Juni werden in Hamburg,
Niedersachsen und Schleswig-
Holstein Jodtabletten verteilt

men für 379 landwirtschaftli-
che Betriebe, die insgesamt
eine Fläche von 74.000 Hektar
und 200.000 Schafe umfassen.
Das bestätigte die EU-Kom-
mission auf eine Anfrage der
Abgeordneten im Europäi-
schen Parlament Rebecca
Harms (Grüne; P1234/05).

daransetzen wird, seine Fami-
lienmitglieder einzusammeln
und das Weite zu suchen? Die
Verteilung über die 7 Zen-
trallager für die Gebiete bis zu
100 km ist völlig utopisch.

19 Jahre nach Tschernobyl
sind gerade in diesem Zu-
sammenhang keinerlei Lehren
gezogen worden. Wir wissen
aus der Umgebung von
Tschernobyl, daß erhebliche
Jodbelastungen noch mehrere
100 Kilometer entfernt von
der Katastrophe auftreten. Wir
wissen, daß dort nicht nur bei
Kindern, sondern sehr ausge-
prägt auch bei Erwachsenen
Schilddrüsenkrebs und andere
Schilddrüsenerkrankungen
zugenommen haben. Die Be-
grenzung der Jodprophylaxe
auf die Altersgruppe bis zu 45
Jahren ist medizinisch völlig
ungerechtfertigt. Daß das Ri-
siko von Nebenwirkungen in
der Altersgruppe über 45
Jahre höher ist als der Nutzen,
ist durch die Praxis zweifels-
frei widerlegt. Eine flächen-
deckende Jodprophylaxe nach
Tschernobyl erfolgte in Polen
ohne solche Probleme. Die
Beschränkung auf Bürger, die
jünger als 45 Jahre sind, hat
vielmehr rein ökonomische
Gründe: die Kraftwerksbetrei-
ber müssen dann nur halb so-
viele Jodtabletten finanzieren.
Es bedarf darüber hinaus kei-
ner großen Phantasie, sich
vorzustellen, wie man wohl
die Altersgrenze im Ernstfall
berücksichtigen will. S.P.

19 Jahre nach Tschernobyl

Britische Schafe sind immer
noch radioaktiv verseucht
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Im Juni 1986 hatten die briti-
schen Behörden Einschrän-
kungen für den Transport, den
Verkauf sowie das Schlachten
der Schafe in den Regionen
Englands, Wales, Schottlands
und Nordirlands angeordnet,
die von den Auswirkungen
des Tschernobyl-Unfalls am
stärksten beeinträchtigt waren.
Strahlentelex hatte in der
Folge mehrfach berichtet. 19
Jahre nach dem Unfall von
Tschernobyl gelten sie weiter-
hin für zahlreiche Viehzucht-
betriebe, insbesondere im
Norden von Wales. Daß es
notwendig ist, in Großbritan-
nien solche restriktiven Maß-
nahmen zu verhängen, liegt
am Zusammenspiel mehrerer
Faktoren, insbesondere der
Tatsache, daß zahlreiche Wei-
deflächen in mittlerer Höhen-
lage aus naturnahem Grasland
bestehen, heißt es in der Er-
klärung der EU-Kommission
(P-1234/05DE vom 21.4.
2005). Dort befänden sich
Pflanzen, die das radioaktive
Cäsium akkumulieren und
verwerten. Und die Böden
förderten zudem die Mobilität
und die Verfügbarkeit des ra-
dioaktiven Cäsiums. Dasselbe
Phänomen werde in kleinerem
Umfang auch bei den In-vivo-
Überwachungskampagnen für
Schafe beobachtet, die die zu-
ständigen Behörden der Re-
publik Irland durchgeführt ha-
ben, heißt es weiter. Ähnliche
Situationen bestünden auch in
bestimmten Regionen anderer
Mitgliedstaaten, so in Schwe-
den und Finnland, für die
Rentiere in natürlicher und
naturnaher Umgebung.

Aufgrund der seit dem
Tschernobyl-Unfall gewonne-
nen Erfahrungen ist die EU-
Kommission der erklärten An-
sicht, daß in den Regionen der
Mitgliedstaaten, die erheblich
von den Folgen dieses Unfalls
betroffen waren, in den kom-
menden Jahrzehnten mit kei-
nen nennenswerten Verände-
rungen bei der Verseuchung
(Kontamination) bestimmter
Produkte aus natürlichen und
naturnahen Umgebungen mit
radioaktivem Cäsium zu rech-

nen ist. Bei diesen Produkten
hänge die Verseuchung mit
radioaktivem Cäsium in erster
Linie von der Halbwertzeit
dieses Radionuklids ab, die
rund 30 Jahre beträgt. Die Be-
schränkungen für gewisse
Nahrungsmittel aus bestimm-
ten Mitgliedstaaten müßten
daher noch über viele Jahre
weiter bestehen.

Im Rahmen einer Umfrage bei
den EU-Mitgliedstaaten im
Jahre 2002 wurde der Kom-
mission bestätigt, daß zum
Beispiel in Wildbret (Wild-
schwein, Reh), in Wildpilzen
und wild wachsenden Beeren
sowie in Fleisch fressendem
Fisch aus Seen in bestimmten
Regionen in Deutschland,
Österreich, Italien, Schweden,
Finnland, Litauen und Polen
Werte einer Belastung mit Cä-
sium-137 in Höhe von zu-
weilen mehreren Tausend
Becquerel pro Kilogramm er-
reicht werden können.

In ihrem „Bemühen um die
Sensibilisierung der Bevölke-
rung für die anhaltende Kon-
tamination bestimmter wild
vorkommender Erzeugnisse“
habe die EU-Kommission am
14. April 2003 eine Empfeh-
lung über den Schutz und die
Unterrichtung der Bevölke-
rung verabschiedet, wird wei-
ter erläutert. Darin werde den
Mitgliedstaaten empfohlen da-
für zu sorgen, daß die zulässi-
gen Höchstwerte in der Ge-
meinschaft beim Inverkehr-
bringen von wild vorkom-
menden Erzeugnissen einge-
halten werden und daß in den
Gebieten, in denen die Mög-
lichkeit besteht, daß die zuläs-
sigen Höchstwerte für diese
Erzeugnisse überschritten
werden, die Bevölkerung über
das damit verbundene Ge-
sundheitsrisiko unterrichtet
wird. Der Empfehlung zufolge
sollten die Mitgliedstaaten au-
ßerdem der EU-Kommission
über das Schnellwarnsystem
der Gemeinschaft gemäß der
Verordnung (EG) Nr. 178/
2002 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 28.
Januar 2002 nachgewiesene
Fälle solcher in der Gemein-

schaft in Verkehr gebrachter
Erzeugnisse melden, die die
zulässigen Höchstwerte über-
schreiten. Bislang seien bei
der Kommission jedoch nur
wenige Meldungen der Mit-
gliedstaaten eingegangen. Sie
hätten insbesondere Produkte
aus Deutschland und Polen
betroffen.

Kommentar

Die Erklärung der EU-Kom-
mission klingt positiv aufge-
schlossen für das Problem. Sie
täuscht jedoch über die Ver-
hältnisse hinweg, die mit den
bürokratisch und ohne parla-
mentarische Kontrolle festge-
legten Grenzwertregelungen
verbunden sind. Die EG-
Grenzwertregelung für Nah-
rungsmittel wurde zuletzt im
Jahr 2000 bis zum 31. März
2010 verlängert. Die Strahlen-
grenzwerte für Trockenpro-
dukte wurden dabei erhöht.
Für sie gelten die Grenzwerte
nun erst in der verzehrfertig
verdünnten Zubereitung (EG-
Verordnung Nr. 616/2000 des
Rates vom 20. März 2000).
Das sind 370 Becquerel Cä-
sium-Gesamtaktivität (Cäsi-
um-137 plus Cäsium-134) pro
Kilogramm für Milch, Milch-
erzeugnisse und Kleinkinder-
nahrung sowie 600 Becquerel
pro Kilogramm für alle ande-
ren Nahrungsmittel. Solch
hohe Belastungswerte haben
nichts mit gesundheitlicher
Fürsorge zu tun, sondern sol-
len lediglich die Handelswege
nicht allzu sehr stören. Des-
halb wird diese Grenzwertre-
gelung zudem bei einem
neuen großen Atomunfall au-
tomatisch und in der Wirt-
schaftslogik konsequent, von
der EG-Verordnung 3954/87
vom 22.12.1987 abgelöst. Da-
mit gelten dann noch weiter
erhöhte Grenzwerte: 1.250
Becquerel Cäsium pro Kilo-
gramm Nahrungsmittel bzw.
1.000 Becquerel pro Kilo-
gramm für Milch und Milch-
produkte und zusätzlich noch
125 Becquerel Strontium-90,
500 Becquerel Jod-131 und 20
Becquerel Plutonium- und
Transplutoniumelemente in ei-
nem Liter Milch. In einem Ki-

logramm Milchpulver (Trok-
kenmasse) darf es das jeweils
Achtfache dieser Mengen
sein. In anderen Nahrungsmit-
teln dürfen es pro Kilogramm
sogar 750 Becquerel Stron-
tium-90, 2.000 Becquerel Jod-
131 und 80 Becquerel Pluto-
nium und Transplutoniumele-
mente (Pu-239, Am-241) sein.
Das ist das, was uns bei einem
nächsten Atomunfall nach
Meinung der Ministerial- und
EU-Bürokraten offenbar real
erwartet. Th.D.

Atomwirtschaft

EU soll Förderung
der Atomenergie
beenden

1 Million Europäer sollen
bis zum 20. Tschernobyl-
Jahrestag in 2006 ab-
stimmen

Zum 19. Tschernobyl-Jahres-
tag im April 2005 haben
atomkritische Organisationen
in ganz Europa ein Auslaufen
des Euratom-Vertrages ver-
langt. Da der Vertrag zum
Anhang der neuen EU-Verfas-
sung gehört, solle die Bevöl-
kerung der Europäischen
Union darüber entscheiden, ob
sie den Atom-Privilegien aus
diesem Vertrag zustimme oder
nicht. Dafür wollen Umwelt-
organisationen wie der Bund
für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND) ge-
meinsam mit anderen Anti-
Atom-Initiativen europaweit
bis zum 20. Jahrestag der Re-
aktorkatastrophe im nächsten
Jahr eine Million Unter-
schriften sammeln. Die neue
Verfassung verpflichtet die
EU-Kommission, aktiv zu
werden, wenn eine Million
Bürger dies fordern. Die EU
leiste sich mit Euratom eine
Organisation, deren erklärtes
Ziel die aktive Förderung der
europäischen Nuklearindustrie
ist, wird kritisiert. Die Online-
Unterschriftenaktion gegen
Euratom findet sich im Inter-
net unter: http://www.bund.
net/aktionen/antiatom/ l

http://www.bund.

